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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Zukunftssicherungsgesetz (ZSG)

Vom 18. Dezember 2003

1) GVBl. II 300-37

Nr. Bereich Produktivi-
tätsgewinn

(Stellen)

1 Hessische Staatskanzlei 9,0
2 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport 877,5
3 Hessisches Kultusministerium 49,0
4 Hessisches Ministerium der Justiz 337,0
5 Hessisches Ministerium der Finanzen 414,0
6 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 88,0
7 Hessisches Sozialministerium 46,0
8 Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz 155,5
9 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst 47,0

Summe 2.023,0

Artikel 11)

Gesetz über den Abbau von Stellen 
in der Landesverwaltung

§ 1

Personalvermittlungsstelle

(1) Beim Ministerium der Finanzen wird eine Personalvermittlungsstelle (PVS) eingerichtet.
Aufgabe der Personalvermittlungsstelle ist es, die nach Maßgabe der §§ 2 und 3 dieses Geset-
zes ausgewählten und gemeldeten Beschäftigten auf die von den Ressorts zu benennenden
wiederbesetzbaren Stellen in der Landesverwaltung zu vermitteln. 

(2) Die Personalvermittlungsstelle ist berechtigt, die gemeldeten Beschäftigten als Vertre-
tungs- und Aushilfskräfte sowie für befristete Sonderaufgaben und Projekte heranzuziehen.
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ist die Personalvermittlungsstelle gegenüber den Dienststellen
im Einvernehmen mit der jeweils zuständigen obersten Landesbehörde weisungsbefugt.
Befristete Sonderaufgaben und Projekte nach Satz 1 werden auf Vorschlag des zuständigen
Ressorts durch die Landesregierung festgelegt. Im Rahmen der vorgesehenen Haushaltsmit-
tel kann die Personalvermittlungsstelle einen Wechsel auf einen Arbeitsplatz außerhalb der
Landesverwaltung vorbereiten und unterstützen.

§ 2

Festlegung der Abbauquote

(1) Die Einsparbeiträge der Ressorts, die sich aus der Arbeitszeitverlängerung ergeben
(Produktivitätsgewinn), werden – soweit nicht bereits durch das Haushaltsgesetz 2004 im
Umfang von 1.957 Stellen abgeschöpft – in der Form von Stellen für die einzelnen Geschäfts-
bereiche wie folgt festgelegt:

Die Stelleneinsparungen, die auf den Hochschulbereich entfallen, können im Rahmen des
Hochschulpaktes anderweitig erbracht werden.

(2) Darüber hinaus werden weitere Rationalisierungspotenziale erschlossen, die sich wie
folgt verteilen: 

Nr. Bereich  Abbau-
potenzial
(Stellen)

1 Ministerien einschließlich Staatskanzlei 150,0
2 Regierungspräsidien 908,0
3 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport 510,0
4 Hessisches Kultusministerium 90,0
5 Hessisches Ministerium der Justiz 274,0
6 Hessisches Ministerium der Finanzen 923,0
7 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 729,0
8 Hessisches Sozialministerium 176,5
9 Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz 1.228,5

10 Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst 722,0
Summe 5.711,0
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Über die Verteilung der Abbauquote
auf die Ministerien einschließlich Staats-
kanzlei (Nr. 1) entscheidet die Landesre-
gierung auf Vorschlag des Ministeriums
der Finanzen. Die Stelleneinsparungen,
die auf den Hochschulbereich entfallen,
können im Rahmen des Hochschulpaktes
auch anderweitig erbracht werden. 

(3) Bezüglich der Vorgaben nach Abs. 2
kann die Landesregierung um bis zu 10
vom Hundert von der Abbauquote von
5.711 Stellen abweichen. 

§ 3

Auswahl und Meldung 
der Beschäftigten

(1) Die Ressorts sind verpflichtet, den
nach § 2 auf ihren Geschäftsbereich ent-
fallenden Stellenabbau zu personalisie-
ren, indem sie die Beschäftigten aus-
wählen und deren Stellen für die Aus-
bringung personenbezogener Vermerke
(PVS-Vermerke) im nächsten Haushalts-
planentwurf vorsehen. 

(2) Die nach Abs. 1 ausgewählten Be-
schäftigten sind bis zum 31. März 2004
der Personalvermittlungsstelle zu melden.
Erfolgt bis zu diesem Datum keine voll-
ständige Meldung der Beschäftigten ei-
nes Ressorts, gilt für das Ressort eine Stel-
lenbesetzungssperre; über Ausnahmen
von dieser Stellenbesetzungssperre ent-
scheidet die Landesregierung auf Vor-
schlag des Ministeriums der Finanzen.
Das Recht der Ministerin oder des Minis-
ters der Finanzen zu Maßnahmen nach 
§ 41 der Landeshaushaltsordnung bleibt
unberührt.

(3) Die PVS ist datenverarbeitende
Stelle im Sinne des § 34 des Hessischen
Datenschutzgesetzes.

§ 4

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2009 außer Kraft. 

Artikel 22)

Änderung des 
Hessischen Personalvertretungsgesetzes

Nach § 81 des Hessischen Personalver-
tretungsgesetzes vom 24. März 1988
(GVBl. I S. 103), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342),
wird folgender § 81a eingefügt:

„§ 81a

Personalvermittlungsstelle

(1) Der nach § 83 zuständige Personal-
rat hat, soweit nicht eine Regelung durch

Gesetz oder Tarifvertrag erfolgt, an einem
Konzept zu einer nach Art. 1 § 1 des Zu-
kunftssicherungsgesetzes einzurichten-
den Personalvermittlungsstelle (PVS) mit-
zuwirken. Soweit das Konzept zur Ein-
richtung der Personalvermittlungsstelle
Regelungen im Sinne des § 74 Abs. 1 
Nr. 15 und § 77 Abs. 2 enthält, tritt 
ein gleichzeitig vorliegendes Mitbestim-
mungsrecht zurück.

(2) Von der Mitbestimmung ausge-
nommen sind Umsetzung, Zuweisungen
entsprechend § 123a des Beamten-
rechtsrahmengesetzes sowie Abordnun-
gen und Versetzungen im Bereich der
Landesverwaltung, die aufgrund des 
Art. 1 des Zukunftssicherungsgesetzes
oder des in Abs. 1 genannten Konzeptes
erfolgen.“

Artikel 33)

Änderung des 
Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes

Das Hessische Gleichberechtigungsge-
setz vom 31. Dezember 1993 (GVBl. I 
S. 729), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342), wird
wie folgt geändert:

1. Dem § 8 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht bei
personellen Maßnahmen und Konzep-
ten, die in Vollzug des Gesetzes über
den Abbau von Stellen in der Landes-
verwaltung ergehen.“

2. Dem § 19 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht bei
personellen Maßnahmen und Konzep-
ten, die in Vollzug des Gesetzes über
den Abbau von Stellen in der Landes-
verwaltung ergehen.“

Artikel 44)

Änderung des 
Hessischen Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes

In § 76 Abs. 2 des Hessischen Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes vom 4. Juli
1966 (GVBl. I S. 151), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23. September 2003
(GVBl. I S. 268), wird die Angabe „5 und
höchstens 25 000“ durch „zehn und höch-
stens fünfzigtausend“ ersetzt.

Artikel 55)

Änderung des Hessischen 
Gesetzes über die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung

§ 50 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung in der Fassung vom 31. März 1994
(GVBl. I S. 174, 284), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 6. Dezember 2003
(GVBl. I S. 308), erhält folgende Fassung:

„(1) Zwangsgeld wird von der Ord-
nungs- oder der Polizeibehörde auf min-
destens zehn und höchstens fünfzigtau-
send Euro schriftlich festgesetzt.“

2) Ändert GVBl. II 326-9
3) Ändert GVBl. II 320-134
4) Ändert GVBl. II 304-12
5) Ändert GVBl. II 310-63
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Artikel 66)

Änderung des 
Hessischen Justizkostengesetzes

Das Justizkostengesetz vom 15. Mai
1958 (GVBl. S. 60), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342),
wird wie folgt geändert:

1. In § 17 wird folgender Satz angefügt:

„Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2009 außer Kraft.“

2. Das Gebührenverzeichnis zu § 1 Abs. 2
wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 4 wird in der Spalte „Ge-
bühren“ die Angabe „10 Euro“
durch die Angabe „15 Euro“ er-
setzt.

b) In Nr. 5 wird in der Spalte „Ge-
bühren“ die Angabe „20 Euro“
durch die Angabe „25 Euro“ er-
setzt.

Artikel 77)

Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung eines Sondervermögens

„Wohnungswesen und 
Zukunftsinvestitionen“

Das Gesetz über die Errichtung eines
Sondervermögens „Wohnungswesen und
Zukunftsinvestitionen“ vom 17. Dezem-
ber 1998 (GVBl. I S. 582), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 13. Dezember 2002
(GVBl. I S. 797), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.

2. In § 3 Abs. 1 wird die Angabe „180
Millionen Deutsche Mark“ durch die
Angabe „42 Millionen Euro“ ersetzt.

Artikel 88)

Änderung des 
Hessischen Verwaltungskostengesetzes

Das Hessische Verwaltungskostenge-
setz in der Fassung vom 3. Januar 1995
(GVBl. I S. 2), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342),
wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgende Inhaltsüber-
sicht vorangestellt:

„Inhaltsübersicht

§ 1 Kostenpflichtige Amtshandlungen

§ 2 Verwaltungskostenordnungen

§ 3 Grundlagen für die Gebührenbe-
messung

§ 4 Gebührenbemessung in besonde-
ren Fällen

§ 5 Gebührenarten

§ 6 Wertgebühren, Rahmengebühren,
Pauschgebühren

§ 7 Sachliche Kostenfreiheit

§ 8 Persönliche Gebührenfreiheit

§ 9 Auslagen

§ 10 Kostengläubiger

§ 11 Kostenschuldner

§ 12 Entstehen der Kostenschuld

§ 13 Fälligkeit

§ 14 Kostenentscheidung

§ 15 Säumniszuschläge

§ 16 Vorschusszahlung und Sicher-
heitsleistung

§ 17 Billigkeitsregelungen

§ 18 Stundung, Niederschlagung und
Erlass

§ 19 Verjährung

§ 20 Erstattung

§ 21 gestrichen

§ 22 Kurbeitrag in Staatsbädern

§ 23 Übergangsbestimmungen für
Verwaltungskostenordnungen

§ 24 Verwaltungsvorschriften

§ 25 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Tre-
ten“.

2. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

Grundlagen für die 
Gebührenbemessung

(2) Bei der Bemessung der Gebühr
ist von dem mit der Amtshandlung
verbundenen Verwaltungsaufwand al-
ler an der Amtshandlung Beteiligten
auszugehen. Außerdem ist die Bedeu-
tung der Amtshandlung für den Emp-
fänger der Amtshandlung zum Zeit-
punkt ihrer Beendigung zu berück-
sichtigen. Die Gebühr darf den Ver-
waltungsaufwand nur dann unter-
schreiten (Kostenunterschreitungsver-
bot), wenn dies aus Gründen des öf-
fentlichen Interesses oder der Billigkeit
erforderlich ist oder wenn die Amts-
handlung für den Empfänger der
Amtshandlung belastend wirkt. Die
Gebühr darf nicht in einem Missver-
hältnis zu der Amtshandlung stehen.

(2) Verwaltungsaufwand im Sinne
des Abs. 1 Satz 1 sind der Personal-
und der Sachaufwand sowie kalkulato-
rische Kosten.

(3) In einem Abstand von höchstens
zwei Jahren ist zu prüfen, ob die 
Gebührensätze zu ändern sind, weil
sie nicht mehr den Grundsätzen des 
Abs. 1 entsprechen.“

3. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„Für die Entscheidung über einen
Widerspruch wird, soweit dieser er-
folglos geblieben ist, eine Gebühr bis
zu dem Betrag erhoben, der für den
angefochtenen Bescheid festgesetzt
war. War für die angefochtene Amts-
handlung keine Gebühr vorgesehen,
war die Amtshandlung gebührenfrei
oder ist der Widerspruch von einem
Dritten erhoben worden, beträgt die
Gebühr bis zu fünftausend Euro.“

6) Ändert GVBl. II 26-5
7) Ändert GVBl. II 44-4
8) Ändert GVBl. II 305-5
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4. § 25 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 außer Kraft.“

Artikel 9

Ermächtigung zur 
Neubekanntmachung des Hessischen

Verwaltungskostengesetzes

Der Minister der Finanzen wird er-
mächtigt, das Hessische Verwaltungskos-
tengesetz in der sich aus diesem Gesetz
ergebenden Fassung mit neuem Datum
bekannt zu machen und dabei Unstim-
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 109)

Änderung des 
Hessischen Besoldungsgesetzes

Die Anlage I zum Hessischen Besol-
dungsgesetz in der Fassung vom 25. Fe-
bruar 1998 (GVBl. I S. 50), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 20. Juni 2002
(GVBl. I S. 322), wird wie folgt geändert:

1. In der Besoldungsgruppe B 2 wird die
Amtsbezeichnung „Direktor der TÜH
Staatliche Technische Überwachung
Hessen“ eingefügt.

2. In der Besoldungsgruppe B 5 wird die
Amtsbezeichnung „Direktor der Staat-
lichen Technischen Überwachung
Hessen“ gestrichen.

3. In der Besoldungsgruppe B 6 wird die
Amtsbezeichnung „Direktor des Hessi-
schen Baumanagements“ eingefügt.

Artikel 1110)

Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes 
zur Insolvenzordnung

Das Hessische Gesetz zur Ausführung
der Insolvenzordnung vom 18. Mai 1998
(GVBl. I S. 191, 278) wird wie folgt geän-
dert:

1. § 6 wird aufgehoben.

2. Der bisherige § 7 wird § 6 und wie
folgt gefasst:

„§ 6

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1998
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2009 außer Kraft.“

Artikel 1211)

Hessisches Studienguthabengesetz 
(StuGuG)

§ 1

Gebührenfreiheit

An den Hochschulen des Landes wird
das gebührenfreie Studium bis zum Er-

werb eines ersten berufsqualifizieren-
den Studienabschlusses sowie im Rah-
men von konsekutiven Studiengängen
eines weiteren berufsqualifizierenden
Abschlusses durch Studienguthaben ge-
währleistet.

§ 2

Studienguthaben

(1) Mit der Immatrikulation für einen
Studiengang, der zu einem ersten berufs-
qualifizierenden Abschluss führt, erhalten
Studierende, die nicht über einen Ab-
schluss nach § 1 verfügen, ein einmaliges
Studienguthaben in Höhe der Semester-
zahl der Regelstudienzeit des gewählten
Studiengangs zuzüglich von drei Semes-
tern bei einer Regelstudienzeit von bis zu
sieben Semestern und von vier Semestern
bei einer Regelstudienzeit von minde-
stens acht Semestern.

Bei einem Doppelstudium ist das Stu-
dium mit der längeren Regelstudienzeit
maßgeblich. Bei einem Studiengang-
wechsel bis zum Beginn des dritten Fach-
semesters erhalten Studierende einmalig
erneut ein vollständiges Studienguthaben
nach Satz 1.

(2) Im Rahmen konsekutiver Studi-
engänge wird nach dem ersten berufs-
qualifizierenden Abschluss einmalig ein
weiteres Studienguthaben in Höhe der
Semesterzahl der jeweiligen Regelstudi-
enzeit bis zu einem weiteren berufsquali-
fizierenden Abschluss zuzüglich eines
weiteren Semesters gewährt. Darüber
hinaus können nicht verbrauchte Studien-
guthaben aus dem zum Zugang qualifi-
zierenden Studium zusätzlich eingesetzt
werden. 

(3) Abs. 2 gilt für ein Studium nach 
§ 20 Abs. 4 des Hessischen Hochschulge-
setzes in der Fassung vom 31. Juli 2000
(GVBl. I S. 374), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 14. Juni 2002 (GVBl. I S. 255),
und für ein Weiterstudium nach § 6 Abs. 2
des Gesetzes über die staatliche An-
erkennung von Berufsakademien vom 
12. Juni 2001 (GVBl. I S. 268) entspre-
chend.

(4) Ist für die Ausübung des angestreb-
ten Berufes das Studium zweier Studi-
engänge rechtlich erforderlich, so erhöht
sich das Studienguthaben um die Zahl
der zusätzlich erforderlichen Semester. 

(5) Das Studienguthaben verringert
sich um die Studienzeiten im Geltungsbe-
reich des Hochschulrahmengesetzes an
einer Hochschule oder einer Berufsakade-
mie, deren Abschlüsse denen einer staat-
lichen Hochschule gleichgestellt sind,
einschließlich der Studienzeiten vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes. Die Anrech-
nung von Studienzeiten außerhalb des
Geltungsbereichs des Hochschulrahmen-
gesetzes regelt die für die Hochschulen
zuständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister durch Rechtsverord-
nung nach § 6 dieses Gesetzes. Zeiten der
Beurlaubung vom Studium verringern das
Studienguthaben nicht.

9) Ändert GVBl. II 323-59
10) Ändert GVBl. II 210-77
11) GVBl. II 70-228
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§ 3

Gebühren

(1) Von Studierenden, die nicht über
ein Studienguthaben verfügen, erheben
die Hochschulen für jedes Semester Ge-
bühren. Hiervon ausgenommen sind Stu-
dierende, die im jeweiligen Semester

1. beurlaubt sind,

2. Leistungen nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz erhalten,

3. ausschließlich für ein Promotionsstudi-
um immatrikuliert sind,

4. ein Kind im Sinne von § 25 Abs. 5
BAföG im Alter bis zu drei Jahren
tatsächlich betreuen oder pflegen,

5. aus in der Rechtsverordnung nach § 6
dieses Gesetzes vorgesehenen Grün-
den von der Gebührenpflicht befreit
worden sind.

(2) Die Gebühr beträgt für Studieren-
de, die nicht über einen Abschluss im Sin-
ne von § 1 verfügen, für das erste ge-
bührenpflichtige Semester 500 Euro, für
das zweite gebührenpflichtige Semester
700 Euro und für jedes weitere gebühren-
pflichtige Semester 900 Euro. 

(3) Für Studierende, die über einen
Abschluss im Sinne von § 1 verfügen, be-
trägt die Gebühr 500 Euro für jedes Se-
mester. Die Gebühren können nach Stu-
diengängen differenziert bis auf 1.500 
Euro erhöht werden. Die Gebühren für
Gasthörer betragen je nach Inan-
spruchnahme von Lehrveranstaltungen der
Hochschule zwischen 50 und 500 Euro.

§ 4

Verwendung der 
Gebühren, Kostenerstattung

Die Einnahmen aus den Gebühren
nach § 3 fließen mit Ausnahme der Ge-
bühren nach § 3 Abs. 3 Satz 3 dem Lan-
deshaushalt zu. Die Hochschulen erhalten
im Hinblick auf die durch die Ausführung
dieses Gesetzes entstehenden Kosten ei-
nen Anteil von zehn vom Hundert der
vereinnahmten Gebühren.

§ 5

Übergangsvorschriften

(1) Für Studierende, die bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes an einer Hoch-
schule des Landes immatrikuliert sind,
werden anlässlich der Rückmeldung oder
des Wechsels an eine andere Hochschule
des Landes zum Sommersemester 2004
Studienguthaben nach § 2 ermittelt. Stu-
dierende, die für das Sommersemester
2004 über ein Studienguthaben verfügen,
werden frühestens im Sommersemester
2005 gebührenpflichtig. Studierende oh-
ne Studienguthaben sind ab dem Som-
mersemester 2004 gebührenpflichtig; hier-
von abweichend werden Studierende, die
im Wintersemester 2003/2004 noch über
ein Studienguthaben verfügt hätten, 
ab dem Wintersemester 2004/2005 ge-
bührenpflichtig. 

(2) Nach diesem Gesetz entrichtete
Gebühren werden Studierenden nach
Abs. 1 auf Antrag zurückerstattet, wenn
bis zum Ablauf des Wintersemesters
2005/2006 das Studium, für das die Ge-
bühr erhoben wurde, erfolgreich abge-
schlossen wurde.

§ 6

Verordnungsermächtigung

(1) Die für die Hochschulen des Lan-
des zuständige Ministerin oder der hierfür
zuständige Minister erlässt durch Rechts-
verordnung die näheren, zur Ausführung
dieses Gesetzes erforderlichen Bestim-
mungen, insbesondere über

1. die Berücksichtigung der besonderen
Belange behinderter oder chronisch
kranker Studierender, Studierender
mit Kindern oder pflegebedürftigen
nahen Angehörigen und der Mitwir-
kung in Gremien und Organen der
Hochschule, der Studentenschaft und
des Studentenwerks,

2. die Auswirkungen eines Teilzeitstudi-
ums nach § 65 des Hessischen Hoch-
schulgesetzes auf das Studiengutha-
ben und auf die Höhe der nach § 3 zu
entrichtenden Gebühren,

3. die Höhe des Studienguthabens für
Studiengänge, deren Regelstudien-
zeit sich weder aus der jeweiligen
Prüfungsordnung noch aus anderen
Vorschriften oder Rahmenordnungen
ergibt,

4. die Möglichkeiten zur Verwendung
eines nach Abschluss des Erststudi-
ums verbliebenen Studienguthabens,

5. den Erlass oder die Minderung der
Gebühr in Härtefällen,

6. den Umfang und die Voraussetzun-
gen für die Bildung eines zusätzli-
chen Studienguthabens für Studi-
engänge nach § 20 Abs. 6 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes,

7. die Anrechnung von Studienzeiten
außerhalb des Geltungsbereichs des
Hochschulrahmengesetzes,

8. die Bildung von Studienguthaben für
Studierende, die einen Abschluss
nach § 1 außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Hochschulrahmengesetzes
erworben haben,

9. die Erhöhung der Gebühr nach § 3
Abs. 3 Satz 2 und die Ausfüllung des
Gebührenrahmens nach § 3 Abs. 3
Satz 3,

10. die zur Ausführung dieses Gesetzes
notwendige Erhebung und Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten
der Studierenden und der Bewerbe-
rinnen und Bewerber.

(2) In der Rechtsverordnung können
darüber hinaus Regelungen getroffen
werden über die Gewährung von bil-
dungsbezogenen Zuwendungen an Ab-
solventinnen und Absolventen, die in der
Regelstudienzeit einen Abschluss nach 
§ 1 erwerben.
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(3) Die für die Hochschulen zuständige
Ministerin oder der hierfür zuständige
Minister kann die Hochschulen durch
Rechtsverordnung ermächtigen, die Be-
stimmungen nach Abs. 1 ganz oder teil-
weise durch Satzung zu treffen.

§ 7

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft; es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2009 außer Kraft.

Artikel 1312)

Änderung des 
Hessischen Hochschulgesetzes

Das Hessische Hochschulgesetz in der
Fassung vom 31. Juli 2000 (GVBl. I 
S. 374), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 6. Dezember 2003 (GVBl. I S. 309),
wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In § 6 Abs. 2 Nr. 1 werden nach
dem Wort „Verwaltungskostenge-
setz“ die Worte „und dem Studien-
guthabengesetz“ eingefügt.

b) Als neue Nr. 2 wird eingefügt:

„Erhebung von Beiträgen nach 
§ 64a,“

c) Die bisherigen Nr. 2 bis 4 werden
Nr. 3 bis 5.

2. Nach § 64 wird als § 64a eingefügt:

„§ 64a

Verwaltungskostenbeitrag

(1) Die Hochschulen des Landes
nach § 2 erheben für die Leistungen
bei der Immatrikulation, Beurlaubung,
Rückmeldung und Exmatrikulation,
bei der allgemeinen Studienberatung
sowie für die Leistungen der Aus-
landsämter und bei der Vermittlung
von Praktika einen Verwaltungs-
kostenbeitrag in Höhe von insgesamt
50 Euro für jedes Semester.

(2) Der Nachweis der Zahlung des
Beitrags ist bei der Erstimmatrikulation
und bei jeder folgenden Rückmeldung
zu führen. 

(3) Erfordert ein Studium im selben
Semester die Immatrikulation an einer
weiteren Hochschule, so ist an dieser
kein Verwaltungskostenbeitrag zu er-
heben.

(4) Der Beitrag kann ganz oder teil-
weise zurückgezahlt werden, wenn
während des Semesters die Hochschu-
le gewechselt wird.

(5) Ausländischen Studierenden
kann der Beitrag erlassen werden,
wenn durch Vereinbarungen die Ge-
genseitigkeit gewährleistet ist.

(6) Im Übrigen findet das Hessische
Verwaltungskostengesetz entspre-
chende Anwendung.“

3. In § 65 werden in Satz 2 die Worte
„Satzung des Präsidiums“ durch die
Worte „Rechtsverordnung der für die
Hochschulen zuständigen Ministerin
oder des hierfür zuständigen Minis-
ters“ ersetzt.

4. In § 68 Abs. 2 Nr. 4 werden die Worte
„für das Studentenwerk und die Stu-
dentenschaft“ durch die Worte „für das
Studentenwerk, die Studentenschaft
und die Verwaltungskosten“ ersetzt.

Artikel 1413)

Änderung des 
Hessischen Forstgesetzes

Das Hessische Forstgesetz in der 
Fassung vom 10. September 2002 (GVBl. I
S. 582) wird wie folgt geändert: 

In § 35 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte
„mit Ausnahme der Versorgungslasten“
gestrichen. 

Artikel 1514)

Änderung des 
Landesblindengeldgesetzes

Das Landesblindengeldgesetz vom 
25. Oktober 1977 (GVBl. I S. 414), geän-
dert durch Gesetz vom 18. Dezember
1997 (GVBl. I S. 429), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Angabe
„– in Ermangelung eines Wohnsit-
zes im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes –“ gestrichen und das
Wort „ständigen“ durch das Wort
„gewöhnlichen“ ersetzt.

b) In Abs. 4 werden die Worte „der
Sozialminister“ durch die Worte
„das für die Sozialhilfe zuständige
Ministerium“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Blindengeld wird Blin-
den nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres in Höhe von sechsund-
achtzig vom Hundert der Blinden-
hilfe nach § 67 Abs. 2 und 6 des
Bundessozialhilfegesetzes in der je-
weils geltenden Fassung gewährt.
Blinden, die das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, wird
Blindengeld in Höhe von fünfzig
vom Hundert der Blindenhilfe nach
§ 67 Abs. 2 und 6 des Bundessozial-
hilfegesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung gewährt.“

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Blinde, die sich in einem
Heim oder einer gleichartigen Ein-
richtung befinden, erhalten 50 vom
Hundert des maßgeblichen Betra-
ges nach Abs. 1, wenn
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1. die Kosten des Aufenthaltes
ganz oder teilweise aus Mitteln
öffentlich-rechtlicher Kostenträ-
ger getragen werden oder

2. sie Mittel einer privaten Pflege-
versicherung im Sinne des Elften
Buches Sozialgesetzbuch in An-
spruch nehmen.

Dies gilt vom ersten Tag des zwei-
ten Monats an, der auf den Eintritt
in die Einrichtung folgt, für jeden
vollen Kalendermonat des Aufent-
halts. Für jeden vollen Tag vorüber-
gehender Abwesenheit von der
Einrichtung wird Blindengeld in
Höhe von je einem Dreißigstel des
Betrages nach Abs. 1 gewährt,
wenn die  Abwesenheit länger als
sechs volle zusammenhängende 
Tage dauert. Der Betrag nach 
Satz 1 wird im gleichen Verhältnis
gekürzt.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Nach Abs. 1 wird als neuer Abs. 2
eingefügt:

„(2) Pflegeleistungen bei häusli-
cher Pflege nach den §§ 36 bis 39
des Elften Buches Sozialgesetz-
buch, bei teilstationärer Pflege nach
§ 41 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch und bei Kurzzeitpflege
nach § 42 des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch werden, auch soweit es
sich um Sachleistungen handelt, bei
der Pflegestufe I mit 60 vom Hun-
dert des Pflegegeldes der Pflegestu-
fe I nach § 37 Abs. 1 Satz 3 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch, bei
der Pflegestufe II und III mit 40 vom
Hundert des Pflegegeldes der Pfle-
gestufe II nach § 37 Abs. 1 Satz 3
und Abs. 2 des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch auf das Blindengeld
angerechnet. Entsprechende Leis-
tungen aufgrund eines Pflegever-
sicherungsvertrages mit einem pri-

vaten Versicherungsunternehmen
werden höchstens in dem sich aus
Satz 1 ergebenden Umfang ange-
rechnet. Satz 1 und 2 gelten auch
für entsprechende Leistungen nach
beamtenrechtlichen Vorschriften.
Bei Minderjährigen verringert sich
der nach Satz 1 oder Satz 2 jeweils
anzurechnende Betrag um 50 vom
Hundert und bei wesentlich Sehbe-
hinderten um 30 vom Hundert.“

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3
werden Absätze 3 und 4.

4. Dem § 8 Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Durch Rechtsverordnung der für die
Sozialhilfe zuständigen Ministerin oder
des für die Sozialhilfe zuständigen Mi-
nisters kann die Zuständigkeit für die
Aufgaben nach Satz 1 abweichend ge-
regelt werden.“

5. Dem § 9 wird folgender Satz angefügt:

„Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2009 außer Kraft.“

Artikel 1615)

Änderung des Gesetzes zur 
Beschleunigung von 

Entscheidungsprozessen innerhalb 
der öffentlichen Verwaltung

Art. 3 § 3 Satz 2 des Gesetzes zur Be-
schleunigung von Entscheidungsprozes-
sen innerhalb der öffentlichen Verwal-
tung vom 6. Juli 1999 (GVBl. I S. 338),
geändert durch Gesetz vom 2. April 2001
(GVBl. I S. 170), wird aufgehoben.

Artikel 17

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 tritt Art. 10 Nr. 1 und Nr. 2 am 
1. Mai 2004 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 18. Dezember 2003
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